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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 

für internationalen Handel, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

– unter Hinweis auf die Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der 

Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im 

Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr“)1, 

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 28. September 2017 mit dem Titel 

„Umgang mit illegalen Online-Inhalten – Mehr Verantwortung für Online-Plattformen“ 

(COM(2017)0555), 

1. weist darauf hin, dass die größere Geschwindigkeit und der größere Komfort digitaler 

Werkzeuge Unternehmen stärken und ihre Reichweite erhöhen; betont, dass die EU 

Strategien erarbeiten muss, mit denen die Vorteile der digitalen Technologien für ihre 

Bürger, Unternehmen und Verbraucher nutzbar gemacht werden, die digitale Kluft 

zwischen Gebieten und Generationen überwunden wird, für einen fairen, transparenten 

und dauerhaften Marktzugang gesorgt wird und die Grundrechte aller Bürger, darunter das 

Recht auf freie Meinungsäußerung und das Recht auf Datenschutz, geschützt werden; 

2. weist darauf hin, dass die Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) eine 

integrative Wirtschaft fördert und eine treibende Kraft für Innovation, Wachstum und die 

Schaffung von Arbeitsplätzen sein könnte, was sich positiv auf die gesamte 

Wertschöpfungskette sowie sämtliche Branchen und Regionen einschließlich der 

Verbraucher und Arbeitnehmer auswirken kann; fordert die Kommission unter diesem 

Aspekt auf, Handelsabkommen des 21. Jahrhunderts anzustreben, in denen der 

grundlegenden Bedeutung der Fortschritte in den Bereichen Technologie und Internet und 

den damit einhergehenden Möglichkeiten für den Wohlstand Rechnung getragen wird; 

fordert die Kommission unter diesem Aspekt auf, das Bestehen einer kohärenten 

Verbindung zwischen der digitalen Binnenmarktstrategie und einer digitalen 

Handelsstrategie aufzuzeigen und den Nutzen für die EU-Bürger eindeutig dazulegen; 

3. nimmt die laufenden Verhandlungen über die Legislativdossiers zum digitalen 

Binnenmarkt zur Kenntnis und fordert die Kommission auf, für die Kohärenz zwischen 

dem neuen digitalen Binnenmarkt der EU und der EU-Außenpolitik zu sorgen, damit in 

den Handelsverhandlungen ein integrierter Ansatz verfolgt werden kann; betont, dass 

Freihandelsabkommen nicht der einzige Mechanismus für die Zusammenarbeit zur 

Förderung des digitalen Handels sein sollten; 

4. betont, dass es mit Blick auf die Digitalisierung der europäischen Wirtschaft und den 

Ausbau der E-Governance von entscheidender Bedeutung ist, dass insbesondere in 

ländlichen und abgelegenen Gebieten und in Berggebieten Infrastruktur, die im Hinblick 

auf Abdeckung, Qualität und Sicherheit angemessen ist und die Netzneutralität 

unterstützt, aufgebaut und der Zugang zu ihr sichergestellt wird; 

                                                 
1 ABl. L 178 vom 17.7.2000, S. 1. 
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5. weist darauf hin, dass Schätzungen zufolge in den nächsten zehn Jahren 500 Mrd. EUR in 

Hochleistungsinfrastruktur investiert werden müssen, damit die strategischen 

Konnektivitätsziele verwirklicht werden können, die sich die EU für 2025 gesetzt hat; 

betont, dass der Europäische Kodex für die elektronische Kommunikation der 

Verwirklichung eines berechenbareren Investitionsumfelds förderlich sein wird, 

insbesondere im Wege einer Regulierung, die an die Risiken und Herausforderungen des 

Aufbaus von im Wesentlichen neuer Netzinfrastruktur angepasst ist, wobei frühzeitiges 

Handeln belohnt wird; 

6. betont, dass die Vorschriften vereinfacht und aneinander angeglichen werden müssen, und 

zwar durch ein technisch fortschrittliches und transparentes Modell der E-Governance für 

Verwaltungszwecke; fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Strategien, Rechtsvorschriften 

und Praxis im Bereich der E-Governance rasch voranzubringen; 

7. betont, dass bewährte IKT-Normen und die technischen Spezifikationen für die 

Handelsinfrastrukturen auf lokaler sowie auf internationaler Ebene globalen Charakter 

haben; fordert deshalb eine engere Zusammenarbeit auf G7- und G20-Ebene; betont, dass 

das Online-Umfeld das Zugangstor zur Anwendung einer Reihe von anderen Normen ist, 

unter anderem in den Bereichen Verbraucherrechte, Umwelt, Gesundheit sowie soziale 

Rechte und Grundrechte; 

8. unterstützt die Mitteilung der Kommission vom 19. April 2016 mit dem Titel 

„Schwerpunkte der IKT-Normung für den digitalen Binnenmarkt“ (COM(2016)0176); 

betont, dass die IKT-Normung weiterhin in erster Linie von der Wirtschaft vorangetrieben 

werden muss, und zwar freiwillig und konsensorientiert sowie beruhend auf den 

Grundsätzen der Transparenz, Offenheit, Unparteilichkeit, des Konsenses, der 

Wirksamkeit, Relevanz und Kohärenz, dass mit eindeutigeren Prioritäten für die IKT-

Normung und mit politischer Unterstützung auf hoher Ebene jedoch die 

Wettbewerbsfähigkeit gestärkt werden kann; weist darauf hin, dass dabei auf die 

Instrumente des europäischen Normungssystems zurückgegriffen werden und eine 

Vielzahl unterschiedlicher Interessenträger innerhalb der EU und auf internationaler 

Ebene eingebunden werden sollte, damit im Einklang mit der gemeinsamen 

Normungsinitiative die Verfahren für die Normsetzung verbessert werden; fordert die 

Kommission auf, die Herausbildung globaler Branchenstandards unter Führung der EU 

für wichtige 5G-Technologien und -Netzarchitekturen zu fördern, insbesondere durch die 

Nutzung der Ergebnisse der öffentlich-privaten Partnerschaft für 5G auf der Ebene 

bedeutender Normungsgremien auf EU-Ebene und internationaler Ebene; 

9. weist darauf hin, dass die digitale Vernetzung zwar das Handelsvolumen vergrößert, dass 

für die Online-Händler jedoch ein effizientes System der Zustellung eine Voraussetzung 

ist; betont unter diesem Aspekt, dass die EU harmonisierte Etikettierungen unterstützt, die 

zu besseren und effizienteren Diensten der grenzüberschreitenden Nachverfolgung führen 

können; begrüßt, dass im Rahmen des Europäischen Komitees für Normung (CEN) offene 

IT-Standards entwickelt wurden, und schlägt vor, dass die Kommission gegenüber 

internationalen Handelspartnern für derartige wirkungsvolle Instrumente eintritt, um die 

Kosten der grenzüberschreitende Zustellung zu senken, was schließlich den Endnutzern 

und den Verbrauchern zugutekommen wird; 

10. weist darauf hin, dass die Verbraucher in der EU bei Online-Einkäufen weiterhin auf 
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Hindernisse stoßen, wenn sie bei Händlern aus einem anderen Mitgliedstaat einkaufen 

möchten, zum Beispiel indem in diesen Fällen die Zahlung abgelehnt wird oder das 

Produkt nicht in ihr Land lieferbar ist; 

11. betont, dass der Union bei der Erarbeitung und weltweiten Förderung dieser Normen eine 

wichtige Rolle zukommt; 

12. betont, dass die EU im Bereich des digitalen Handels stärker mit Handelspartnern, die 

strenge digitale Normen anwenden, zusammenarbeiten sollte, indem sie auf multilateraler, 

plurilateraler und bilateraler Ebene Bemühungen unternimmt, um sowohl Zölle zu senken 

als auch nichttarifäre Handelshemmnisse abzubauen – beispielsweise im Wege der 

Etikettierung – und anerkannte weltweite Normen voranzubringen; warnt davor, 

Handelsabkommen als Instrumente für die Normierung zu verwenden; 

13. betont, dass im Rahmen der Handelsabkommen der EU über Zölle hinaus zwar 

zunehmend auch jenseits der Grenze auftretende Hemmnisse bewältigt werden müssen, 

dass im Rahmen dieser Abkommen jedoch die primäre Funktion der Regulierung – 

nämlich die Förderung des öffentlichen Wohles – aufrechterhalten werden muss und sie 

darauf beschränkt sein müssen, den Handel und Investitionen zu erleichtern, indem 

unnötige technische Handelshemmnisse und doppelter oder überflüssiger 

Verwaltungsaufwand, von dem KMU unverhältnismäßig stärker betroffen sind, ermittelt 

werden, wobei die technischen Verfahren und Normen in den Bereichen Gesundheit und 

Sicherheit, Verbraucher-, Arbeitnehmer-, Sozial- und Umweltschutz sowie kulturelle 

Vielfalt nicht geschwächt werden dürfen; weist erneut darauf hin, dass die entsprechenden 

Verfahren auf einem intensiveren Informationsaustausch und einer verbesserten 

Festlegung internationaler technischer Normen beruhen sowie zu einer größeren 

Konvergenz führen müssen und unter keinen Umständen die demokratisch legitimierten 

Entscheidungsprozesse von Handelspartnern untergraben oder verzögern dürfen; 

14. betont, dass die auf dem Digitalmarkt angebotenen Güter eindeutig gekennzeichnet 

werden müssen, damit Bürger und Unternehmen den Ursprung und die Unbedenklichkeit 

dieser Güter überprüfen können; 

15. betont, dass der digitale Handel große gesellschaftliche Auswirkungen in den Bereichen 

Beschäftigung, Arbeitsbedingungen, Arbeitnehmerrechte, Bildung und Kompetenzen hat; 

fordert, dass im Rahmen von Handelsabkommen sichergestellt wird, dass der Wettbewerb 

fair bleibt, weitere Verlagerungen verhindert werden, die europäischen Normen nicht 

gesenkt werden, die Arbeitnehmerrechte und die Sozialversicherungsleistungen für 

Arbeitnehmer geschützt werden, digitale Ausbeutung verhindert wird und nicht auf 

niedrigere Standards von Partnerländern zurückgegriffen wird, um Sozial- und 

Qualitätsstandards zu umgehen; 

16. betont, dass die faire und ähnliche Behandlung der Interessenträger in sämtliche 

Handelsabkommen aufgenommen werden muss; vertritt die Auffassung, dass europäische 

Unternehmen aus Gründen der Gegenseitigkeit die gleichen Rechte haben sollten wie 

Wirtschaftsteilnehmer aus Partnerländern, damit bei ihren Tätigkeiten uneingeschränkt für 

Cybersicherheit gesorgt ist und die Vertraulichkeit ihrer Kommunikation vollumfänglich 

sichergestellt ist; betont, dass für den Schutz vor Forderungen gesorgt werden muss, die 

zur Folge hätten, dass die Möglichkeit der Unternehmen und Bürger, die Cybersicherheit 

und Vertraulichkeit ihrer Kommunikation sicherzustellen, geschwächt wird; 
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17. nimmt zur Kenntnis, dass die Grundsätze der Richtlinie über den elektronischen 

Geschäftsverkehr bei der Entwicklung der digitalen Wirtschaft sowie der Sicherstellung 

der Redefreiheit und der unternehmerischen Freiheit von grundlegender Bedeutung sind; 

betont, dass Online-Vermittler nicht allgemein verpflichtet sein sollten, die Informationen 

zu überwachen, die sie übermitteln oder speichern, oder aktiv nach Tatsachen oder 

Umständen zu suchen, die auf rechtswidrige Aktivitäten hindeuten; vertritt die 

Auffassung, dass sie sich jedoch kooperativ zeigen sollten, wenn es darum geht, 

rechtwidrige Inhalte rasch aufzudecken und zu entfernen und ihre erneute Einstellung zu 

verhindern und eine faire Bezahlung der Urheber und Rechteinhaber sicherzustellen, zum 

Beispiel, indem sie ein Beschwerdeverfahren einrichten, das es den Nutzern und Inhabern 

von Urheberrechten ermöglicht, illegale Inhalte Dritter zu kennzeichnen, oder indem sie 

die Verwendung von Filtern verbessern, und ist der Ansicht, dass sie sich auch kooperativ 

zeigen sollten, wenn es darum geht, zu verhindern, dass legale Inhalte fälschlicherweise 

entfernt werden, und dass sie zu diesem Zweck Gegendarstellungsverfahren einrichten 

sollten; 

18. betont, dass mit Handelsabkommen der Einsatz von modernsten Technologien, die 

Interoperabilität der Systeme, zuverlässige Vertragsbeziehungen sowie die Herrschaft des 

Rechts gefördert werden sollten; betont, dass die Zollinformationen und die 

Zollverwaltung digitalisiert werden müssen, und zwar durch die Online-Registrierung und 

-Verwaltung von Informationen unter Achtung internationaler Normen sowie durch 

elektronische Nachweise und die Online-Zahlung von Zöllen; fordert die Kommission auf, 

zu prüfen, ob neue Mechanismen für die Zusammenarbeit zwischen 

Regulierungsbehörden geschaffen werden sollten, damit die Zusammenarbeit im Bereich 

FuE unterstützt wird und bewährte Verfahren für die Förderung von Innovationen 

ausgetauscht, neue Ökosysteme (z. B. intelligente Städte) geschaffen und in den 

Bereichen Verbraucherschutz und Cybersicherheit die höchsten Standards sichergestellt 

werden; 

19. betont, dass die digitalen und grenzüberschreitenden Zahlungssysteme kompatibel sein 

müssen und ihre Interoperabilität sichergestellt sein muss, und hebt den Stellenwert 

eindeutiger und verbindlicher Vorschriften über die Entrichtung von Steuern und Abgaben 

hervor; betont, dass die Steuern in dem Mitgliedstaat gezahlt werden müssen, in dem die 

Gewinne erwirtschaftet werden; hebt in diesem Zusammenhang das Thema 

„Mehrwertsteuerbetrug“ hervor; fordert die Kommission auf, die Befreiung für 

Kleinsendungen zu überprüfen und wirkungsvolle MwSt.-Verfahren anzuwenden; 

20. betont, dass der digitale Handel am besten durch einen offenen Datenaustausch gefördert 

werden kann, dass hierfür in die Handelsabkommen jedoch als Mindestanforderung eine 

erste Bestimmung aufgenommen werden muss, mit der sichergestellt wird, dass 

grenzüberschreitende Datenübertragungen mit dem bestehenden und dem künftigen 

Rechtsrahmen der EU für den Datenschutz und insbesondere mit den 

Angemessenheitsbeschlüssen im Einklang stehen, und in die Handelsabkommen der EU 

eine horizontale Bestimmung aufgenommen werden muss, durch die das Recht einer 

Vertragspartei, personenbezogene Daten und die Privatsphäre zu schützen, vollständig 

gewahrt wird, und zwar unter der eindeutigen Bedingung, dass die Bestimmung nicht 

dazu verwendet werden darf, um Datenflüsse aus anderen Gründen als dem Schutz 

personenbezogener Daten einzuschränken, und diese Bestimmung von einer zweiten 

Bestimmung flankiert werden muss, durch die ungerechtfertigte Auflagen für die 
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Datenlokalisierung verhindert werden, da die erzwungene Datenlokalisierung als ein 

protektionistisches Mittel verwendet werden kann und möglicherweise zu einem 

Handelshemmnis wird, wodurch insbesondere KMU benachteiligt werden; bekräftigt, 

dass der Schutz personenbezogener Daten eine vorrangige Angelegenheit ist, wenn es 

darum geht, das Vertrauen der Verbraucher und die Grundrechte zu stärken; 

21. betont, dass Telekommunikationsunternehmen weltweit nicht nur Anbieter ihrer eigenen 

Produkte und Dienstleistungen sind, sondern auch für andere Branchen Möglichkeiten 

schaffen, indem sie die Infrastruktur für die Vernetzung bereitstellen, die insbesondere bei 

innovativen Geschäftsmodellen unbedingt erforderlich ist, um in der digitalen Wirtschaft 

zu funktionieren und Wachstum zu erzielen, und fordert die Kommission unter diesem 

Aspekt nachdrücklich auf, in Handelsabkommen weiterhin Bestimmungen aufzunehmen, 

mit denen für einen Zugang gesorgt wird, der mit dem in der EU vergleichbar ist; vertritt 

die Auffassung, dass sich durch Handelspartner mit wettbewerbsfördernden 

Telekommunikationsnetzen mehr Handelsmöglichkeiten für die EU eröffnen und sie zur 

digitalen Kluft zwischen den Industrieländern und den weniger entwickelten Ländern mit 

einer geringen Versorgung mit Internetanschlüssen beitragen; 

22. fordert die Kommission auf, in der Telekommunikationsbranche einen auf Vorschriften 

gründenden Wettbewerb zu fördern und die Unabhängigkeit der Regulierungsbehörden 

sicherzustellen sowie dafür zu sorgen, dass Unternehmen aus der EU einen fairen und 

diskriminierungsfreien Zugang zu Telekommunikationsnetzen haben, zumal die 

Verbraucher dadurch eine größere Auswahl erhalten; spricht sich nachdrücklich für den 

Grundsatz des diskriminierungsfreien Zugangs zum Internet aus und fordert die 

Kommission auf, auf multilateraler Ebene und im Rahmen von Freihandelsabkommen für 

diesen Grundsatz einzutreten; 

23. betont, dass der weltweite digitale Handel mit Waren mit dem Problem der nachgeahmten 

Waren konfrontiert ist, und fordert die Kommission nachdrücklich auf, Initiativen wie ein 

offenes IT-Gütezeichen voranzubringen, um das Vertrauen der Verbraucher in den 

elektronischen Handel zu stärken und für gleiche Wettbewerbsbedingungen zu sorgen; 

spricht sich dafür aus, dass Instrumente wie das Memorandum of Understanding über den 

Internethandel mit gefälschten Waren eingesetzt werden (COM(2013)0209). 
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